
Heinrich chneıder „Grundwerte“, altungen und Maxımen,
die ın der Demokratisierungsdebatte als

Demokratie als Ordnungsform wegweisend einem au VO  } „System-
un als Aufgabe entiremdung‘“ geltend gemacht wurden,

uch 1n der Kirche tärker AA  — Geltung BE-Im folgenden sollen wichtige historısche
bracht werden könnten un: sollten?. In Ver-Entwicklungslin:en des Demokratzever-
bindung amı wurde uch die rage nachständnısses einıge prinzIDILELLE und normatı-

Probleme demokratischer Staats- und (1e- dem Verhältnis VO.  S katholischer Kirche (als
theologisch begreifender Gr6ße SOWI1Ee alssellschaftsgestaltung vergegenwärtıigen und.

auf ıhre Brauchbarkeıut für Demokratıisı:e- geschichtlicher Lebensmacht) und politi-
scher mokratie (als Staatsfiorm und aqalsrungsıdeen ın der Kırche hın befragt werden.

Dabe? ze1ıg sıch, daß etwa dıe Idee der Volks- ıel un! Inhalt eiıner politischen eWe:  N:
mıiıt Interesse gestellt un:! eroörtert.souveränıtät, dıe DO  S kıirchlıcher eıte ım
Schon während das a Vatikanum 1m GangZusammenhang mıt e1ner Demokrati:edebat-
Warfl, meıinte Hans Maıiler: „Das Problem derbesonders heftig abgelehnt wird, selbst für innerkirchlichen Demokratie (ın der wohl-das Demokratieverständnis des Staates frag-

würdıg ast. Andere Aspekte der Demokratıe verstandenen besonderen Bedeutung dieses
Wortes), das Problem VOT em elner Ööffent-könnten hıingegen DO'  - der ırche weıthın

ANGENOMUM. werden, da S2C den rund- liıchen einung 1n der Kirche S1Ee Sind uch
ıne rage das gegenwärtıige Konziıl.“>lınıen der Bıbel und dem Wesen des Volkes

(r‚ottes durchaus entsprechen. red. Wenn NUu.  9 unter den seither veränderten
Umständen, wieder gefragt WIird, 1n welcher

Demokratisıerung uch ın der Kırche? Weise das „Volk (5ottes“ berufen seın könnte,
das kirchliche Leben 1n stärkerem Maße 1mM

Jahrzehnte sSind vergangen, eitdem INa  } g_ Zeichen demokratischer der demokratie-
sagt hat, 1M Wort „Demokratisierung“ finde analoger Vorstellungen mıtzubestimmen
„der Generaltenor aller Ansprüche der eıt darum geht wohl 1 vorliegenden „Diako-
auft Veränderung der uUunNs umgebenden g_ nla‘“-Hefit dann wird INa  n wohl uch E1l -
sellschaftlichen Welt seline nappste HOT- wägen aben, Was denn „Demokratie“ als
mel damals, als nach dem Aufbegehren politischer Begri{ff 1m Hor1iızont der egen-der Studenten 1M Maı 1968 1ıne große De- wart bedeuten hat

{  4
batte über Ausweıltung des Geltungsberel-
hes demokratischer Ordnungsvorstellungen Zum Begriff „Demokratıe“
über den Bereich der Politik hinaus STAa Was WITr eute „Demokratie“ CHICH, 1e ß ın
fand“ und 1n Verbindung damıt uch die 1)1IsS- der klassischen Antike zunächst „1SONOMAILA e
kussiıon darüber, W as denn eigentlich unter

Bıs 1NSs Jahrhundert Cr War ın der gr1e-„Demokratie” verstanden werden kann und chischen Polis die Verbindlichkeit des „soll, NEUE Impulse erhielt*
177105 der er pos1ıtıven Willensbildunguch die rage nach Möglichkeiten elıner H 0 A A W A„Demokratisierung‘“ der ırche hat sSe1Ner- vorgeordneten Rechtsordnung, unumstrıt-
ten. rst qa1s Alternatıven der Ordnung ın

e1t große Aufmerksamkeıt gefunden. Nicht
den Blick kamen, gıng darum, den Nomosdalß INa  . geradewegs Strukturelemente de-
aut die (jesamtheıit der Bürger, auft den „de:mokratischer politischer Ordnung sSol-
MOS  . abzustützen, politische Gleichberech-hen der Kirche machen wollte; ber INa  S

ob un: w1e sich estimmte ıgun einzuführen ber immer noch 1mM ” D A O E Oüberlegte, Diıienste des Nomos, Z Abwehr der WIill-
Hennıs, Demokratıisıerun Zur Problematık

elınes Begri{ffs, öln un! Opladen 1969, Vgl beispielsweise Rahner, emokratie 1n der
Vgl beisplelsweıse Grezfenhagen Hrsg.) De- Kirche? 1ın Stimmen der Zeeıt, 182 (196838) I;

mokratısıerung ın 2 und Gesellschaft, Mün- ırks, Kann die TC demokratisch werden? 1N.
hen 1973; Vılmar, Strategıen der Demokratislie- rankfurter e  e 1969) und Rat-
U: IFADG Darmstadt und Neuwied 1973 zınger Maızer, mokrTatıe 1n der TC. Mög-

Vgl beispielsweise rube Rıchter Hrsg.), liıchkeıten, Grenzen, efahren, Limburg 1970
Demokratietheorien Konzeptionen un! Kontro- 1 Maızer, Kirche und Demokratie, 1n Zeitschrift
VEISCIL, Hamburg 1979; Ko0Ss, mokratie als TÜr Politik, 1963) hıer 344 (Im Neu-
Lebensiorm, aderborn 1969; chneıder, eit- TUC! 1983 STE. uch 1ne ra die nach-
bılder der Demokratie, Wiıen 1973 konzilhliare Zet.)
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kürherrschafit. TSsST später wIird die „NOM1- Modernes Demokratieverstäiändnis
stische“ Epoche durch 1ne „kratistische“ Was 1n der Neuzeıit un:! 1n unNseTren Tagenabgelöst: Nun wIıird die Verfassung, die ter „Demokratie“ verstanden wird, 1äßt sichverbindliche Lebensordnung und Machtver- niıicht einfach umschre1liben. Mindestens dreiteilung, gekämpfit, NUu. kommt darauf .  y recht unterschiedliche VorstellungskreiseWer über die Gestaltungsmacht verfügt lassen sich unterscheiden:und Jetzt, 1mM Zeichen der Polarisierung ZW1—-
schen Her- un! Unterschicht, wird „demo- a) Demokratie 1m Zeichen
kratıa“ aqals Herrschafft des „demos“, der g... der Volkssouveränität
wöhnlichen eute (gar' des „Pöbels‘), VeI - Bıs eute 1st üblich, Demokratie als Iden-
standen. 92 VO  - Reglerenden un! KReglerten
Deshalb War „Demokratie“ für die groben schreiben un! damıt zugleich a1Ss Verwirkli-
Philosophen ıne der schlechten Verfassun- chung der Idee der „Volkssouveränität‘“.
gen tür Platon, we1ll S1e N1ıC mehr VO:  } E1- DIie prägnanteste Darstellung hat diese Kon-
Nen ein1igenden Ethos geprägt iSt; für AÄATI- zeption bei ean Jacques Rousseau gefunden:stoteles, weil S1e die willkürliche, durch Herrschaft VO.  a} Menschen über Menschen Ist.
keine vorgegebene Rechtsverfassung D@e- eın Ärgernis, der ensch 1st AA Freiheit be-
schränkte, Iso dem eıgenen asseninteres- rufen, Temdem Willen darti nicht unter-

dienende Herrschaft der Vermögenslosen worfen se1ln, muß Identität zwischen dem
darstellt; für ih: ist Iso „demokratıa unge- Subjekt un! dem Objekt des politischenfähr das, Was 1008218  > später 35  al  a  atur des Pro-
letarliats“ genannt hätte Dagegen ist die Po- Ordnungswillens bestehen. Das sSeiz Über-

einstiımmung der Willensinhalte, der Über-lisordnung, 1n der die Entscheidungsbeifiug- ZEUSUNSECN und Strebensziele OLaus DieN1Is ‚.WarLl 1ın den Händen der Bürgergesamt- Aufklärer etizten el auf die Vernunfit: dieheit l1egT, ber auf der Grundlage und nach Überwindung VO  } Unbildung un orurtel-Maßgabe elıner anerkannten Rechtsverfas-
SUuNng, nicht F: „eine“ der guten Formen der len, VO  - orruption würde AA  e Einsicht 1n

die Sinnordnung der Wirklichkeit un! damitPolitik, sondern jene, 1ın der die Polıs ihre el-
ZUTrF Gelisteseintracht führen. Rousseau hin-gentliche Sinngestaltung markantesten

VerWIr.  icht Die Polis beruht nach ıstote- glaubt nicht die Vernunfit; STa des-
les auf der Freiheit der Bürger (und ıchert S«  - soll die grundlegende Vergesellschaftung

des (jew1lssens un! des ıllens durch dieS1Ee zugleich); S1e tendiert ihrer eiıgenen atur Selbstbinddung eines jeden die „Volontenach auft Gleichheit hin; un! S1e lebht VO  - der
Solidarität, VO  - der „philıa polıtıke“, dem generale“ Einhelligkeit verbürgen, vermıt-

tels des „Contrat soclal‘; können alle (5@e-bejahten Zueinander und Mıteinander, das
zugleich Eıiıntracht 1mM Denken (homon014a4) seize einhellig beschlossen werden. Freilich
bewirkt, das, Was INa  } heute den „Grund- verläßlich ist das Ttel erst, WenNnn uch die

konkreten Lebensverhältnisse un Denk-wertekonsens“ eCennen würde
Dem heute maßgeblichen el polit1i- welsen die Bürger dazu veranlassen, wirk-

lich dasselbe wollenscher Demokratie entspricht also die arısto-
telische „Politie“, die positıive Alternative Dıe Keglerung ist eın „Werkzeug“ des Kol-
Z 015 Dıktatur des Proletarlats Im Denken lektivsouveräns, SOZUSagen ZU Dıenst,
VON Arıstoteles ist „politische“ Ordnung 1mM= Nn1ıC ZU. Herrschaft berufen, obschon S1E
INner schon die wahrhaft menschgemäße (1im Erfüllung ihrer Aufgaben über acC
Gegensatz Z  E despotischen). Politische Kı 1- verfügen mMuUu.
stenz tendiert Z  — politischen Humanıtät, Dies gilt, nach KOousseau, TÜr alle legitimen

politischen Ordnungen, selen G1E 1U  - 1110O7M-ZUWUI möglichst aut Verständigung, auTt g._
melınsamer Urteils- und-Willensbildung be- archisch der republiıkanisch, arıstokratisch
ruhenden, Gewalt und Übermächtigung mM1- der demokratisch

Die VO.  b Rousseaus Doktrin estimmten De-nımilerenden gemeınsamen Lebensführung.
Abstufungen VO:  5 Führungskompetenz un mokratiekonzeptionen können weil G1E
Verantwortung SINd Jleg1tim; gibt Amter, edingte Freiheit, kmanzıpatıon VO  . er
ber Amtsbefugnisse bedeuten NIıIC nier- Fremdbestimmung un: die aDSOLluTie Versıitt-
drückungspositionen. lichung der Polıtik versprechen verhei-
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Bungsvoll und faszinierend wirken; ihre Ver- sıch der christlich-naturrechtlichen
heibungen Sind ber NIC einlösbar, und ih- Denktradition se1t dem Miıttelalter.

FHFaszınatıon kann daher 1ın die Irre führen‘®. Im Jahrhundert Seiz sich die Anschau-
Demokratie 1M Zeichen der verantwort- ung durch, daß das „government“ treuhän-

derisch Aufgaben und Befugnisse wahr-lichen Keglerung nımmt, die ihrer Substanz nach bel denDie zweıte geschichtswirksame Demokratie- Treuhandgebern verbleiben, und daß die Re-auffassung ist die „pluralistische“ Demo- gıierenden daher STEeTiSs auft das Vertrauen derkratiekonzeption, als Lehre VO „reSspons1l-
hle*“ oder kegılerten angewlesen seın mussen. Die ANS-

„representatıve government‘“. weılıtung der polıtischen Bürgerrechte IMS-
Auch TÜr dieses Demokratieverständnis gibt

eın klassisches Zeugn1s aus dem Jahr-
besondere des Wahlrechts auft alle Mitglie-
der des Gemeinwesens macht die LCS puDbli-hundert: die „Federalist Papers”, 1ne ca  66 ım alteuropäischen S1iınn Z ICS DODU-ammlung VO  - KSSaVySs anläßlich der VEr - 11u 1m demokratischen. Bıs heute gilt ın der

fassungspolitischen Debatte ZAUN  ur mgestal- westlichen Welt die „Ireiheitliche“, „rechts-
Lung der USA VO  5 eiınem Staatenbund ZU staatliche“, „politische“‘ Demokratie als die
Bundesstaat. Herrschafit (als Instıtution ZU.  — Demokratie schlechthin.
verbindlichen Konfliktregelung und ZABE  f SI C) Fundamentaldemokratisierungcherung der reiheit, nicht als Vorkehrung Im Jahrhundert wird die Diagnose derZ  S Unterdrückung un! Ausbeutung) sSe1 NO=-
tıg, aber S1e muß kontrolliert werden, VO  }

welthistorischen Demokratisierungstendenz
VO.  5 der Heilsverheißung gelöst, mi1t der-außen VO  > jenen Bürgern, die ihr nicht Karl Mannheims VO.  } der unautfhaltsamenangehören) WwW1€e uch VO  - innen, vermıt- „Fundamentaldemokratisierung“. Diese wirdtels der Gewaltenteilung zwischen verschie- nıcht mehr K  = auTt die politische Sphäre desdenen Staatsorganen.

Differenzen, Ja Konflikte sSind unvermeilid-
menschlichen Zusammenlebens bezogen;
i1st die Entwicklung der Industriegesell-lich; ber ıne Mehrheitsdiktatur muß VeI- schaft, die diıe Aktıvlerung uch derjenigenhindert werden: durch Aufgliederung der „ScCchichten und ruppen bewirkt, „die frü-politischen Macht 1m föderalistischen Sınn her politischen Leben 1U PasSS1V eilnah-und zwıschen den Staatsorganen, VOL allem

durch die Sicherung VO.  5 Grundrechten un!:
men “““ Mannheim g1ibt l  y daß die Dynamik
der Demokratisierung VO  - der „Konzentra-durch politische Institutionen und Bestel- tıon der Produktionsmittel“ WwW1e uch VO.  5 Ie-lungsverfahren, die den Bürgern 1ıne Kon- ner „der politischen und militärischen

trolle der Amtsführung ermöglichen. Machtmittel“, W1e€e S1e VO Marx un! Max
Die urzeln dieser Onzeption gehen auf Weber beschrieben wurden, bedroht WITd;:
alteuropäische Tradition zurück: Politische trotzdem meınt erkennen, daß die Ten-
Herrschaft 1st als Amtsvollmacht legi- denz Z Fundamentaldemokratisierung
tım, N1C als Ausbeutungs- der Unterdrük- „ständig weıterwirkt und immer wieder VO  -

kungschance, SOoNdern qals ıne pflichtenbe- AUS der modernen Struktur des g..
t1immte Au{fgabe, deren sachgemäße, g_. sellschaftlichen Zellengewebes aufsteigt““.
rechte, dem gemeınen Besten dienende Kr=- Daß gleichzeitig 1ne weltere bestimmen-
Lüllung NO der Allgemeinheit verantwortet de Tendenz der gesellschaftlichen Entwick-

lung g1ibt, nämlich die der „zunehmenden inm-werden mMuUu. 1C T  — dieser Gedanke, SONMN-
dern uch die ehre, dalß die politische Rn terdependenz‘“, veranlaßt 1n dazu, der
scheidungsvollmacht Selbstbestim- rationalen Kontrolle der Entwicklung wiıllen
mungsrecht des Volkes gründe freilich für das planende Denken un Handeln e1IN-
N1ıC. „Souverän”, über aller rechtlichen Bın- zutreten. Daraus, N1IC NUur AUS der Funda-

mentaldemokratisierung, erg1ıbt sich se1ınedung, sondern auf der Basıs der AauU! der Da-
seinsverfassung des Menschen selbst resul- evolutionär-sozialistische Perspektive.
tierenden Aufgaben und Normen findet In Jüngster eıt hat die Deutung der Demo-

kratie als des Sinngehaltes elıner epochalen,Vgl zegen  's ean Jacques Kousseau Eıne
sozlologische Studie, rlangen 1952, Mannheim, ensch und (Giesellschat 1mM ZAC1-

Talmon, Die Ursprünge der totalitären Demo-
Ebd 6

er des Umbaus 1935), Aarmsta: 1958, äl
atle, öln Opladen 1961
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gar weltgeschichtlichen Evolutionstendenz Leıtbegriffe demokratischen Denkens
eıinen kzent erhalten, nämlich VO.  a Geht darum, einige Probleme und Befun-
Francıs Fukuyama mı1t selner These VO. de der „profanen“ Demokratisierungsdis-„Ende der Geschichte‘‘ Der UTiLOTr meınt, kussion vergegenwärtigen, damıiıt Diskus-
die Geschichte der Auseinandersetzungen s1onen üÜüber die Chancen der Einstiftung de-

die politische Ordnungsform des mokratischer der demokratieanaloger Eile-
menschlichen Zusammenlebens sSEe1 m1% dem mente 1n Gestalt und Vollzug kirchlichen 1ne:
Zusammenbruch des Kommunismus ihr bens daraus utzen ziehen können, dann
Ziel gekommen : die Liberale Demokratie ha- mag ratsam se1n, aut die hinter konkreten
be OZuSagen keinen ernsthaiten Konkur- Strukturentwürfen stehenden Prinzıplienbe-
renten mehr:;: uch wenn hier und dort griffe und „Grundwerte“ hinzuweisen.
noch Restbestände VO  _ tradıitionellen Auto- a) Volkssouveränität
rıtarısmen, Rückzugsfestungen VO  S moder- Daß dieser Begri{ft hier noch einmal aufge-NelNn totalıtären ystemen un! letzte Aufbrü- griffen WIrd, hat selnen YTund darın, daßche VO  5 politischen Fundamentalismen gebe, INa  5 ıch ın aller Regel auf ih: eTru: wWennSe1 die weltweite Durchsetzung des „westli- INa darauf ausgeht, die Übernahme demo-chen  06 Gesellschafts- und Staatsmodells kratischer Strukturprinzipien 1ın den Raum
gut W1e vollzogen. der iırche als abwegig darzutun. aml ist
Tatsächlich hat die Konferenz für Sicherheit allerdings Nn1ıC viel anzufangen, denn El —
und Zusammenarbeit 1ın Kuropa (KSSZE) 1M Stens 1st das heute maßgebliche politischeNovember 1990 1n der .„Chäarta VO.  s Parıs für Demokratieverständnis nıcht VO edan-
eE1IN Europa”“ die Verpflichtung abge- ken der Volkssouveränität bestimmt (auch
legt, „die emokratie als die einzige egle- WenNnn die Vokabel nach w1e€e VOTLT verwendet
rungsform unNnserer Natıonen aufzubauen, WIF'! Ziweltens ist der Grundgedanke der
festigen und stärken“ (L Abschnitt). Eint- Volkssouveränität 1n der Doktrin des klassı-
scheidend Sind ber die Aussagen darüber, schen diesbezüglichen Theoretikers Sar
W1e Demokratie verstehen ist „Di1ie De- nicht eın Spezlfikum der Demokratie. s
mokratie, ihrem Wesen nach repräsentatıv tens ist die Poıinte der Rousseauschen Dok-
und pluralistisch, erfordert Verantwortlich- trın die Übereignung der Mitglieder des Ge:z
keit gegenüber der Wählerschafit, Bindung meilinwesens 1Ne höhere Sittlichkeit, die
der staatlichen Gewalt das Recht SOWI1Ee eigentlich 1ıne Verwandlung des emp1r1-
e1iNe unpartelische Rechtspflege. Niemand schen Menschen vVvoraussetzti.
StEe. über dem (Gesetz.“ Macht un: ecCc der Mehrheit
„Demokratie“ ist allerdings nicht bloß als Das Mehrheitsprinzip gilt als Grundmerk-
Kealisierung der L1iberalen Idee des repräsen- mal der Demokratie. In der rechtsstaatlichen
tatıv-demokratisch kontrollierten „Ireiheit- Demokratie ist die Mehrheit ber nıcht In-
lichen Rechtsstaates“ verstehen; neben haberin elıner unbeschränkten Souveräniıtät.
den klassischen Menschenrechten un Eın Krıterium der Demokratie ist e1t Je-Grundfreiheiten stehen 1n der Sicht der her, daß hıer die politische Willensbildung
KSZE-Dokumente uch die „wirtschaftli- nicht die acC e1INeEeSs einz1ıgen oder ıner
chen, Sozlalen und kulturellen Rechte“ S1e Minderheit, sondern acC „der Vielen“ 1St
SINd 1mM Hıinblick aut die Menschenwürde DIiese Einbeziehung der Gesamtheit der Bür-
ebenso bedeutsam w1e Jene*. Außerdem wIrd QCT 1ın den Prozeß der Verständigung über
damit uch nicht gesagt, daß die Demokratie politische Entscheidungen ist eiwas anderes
N1IC über das mi1t den Formulierungen der als die egel, daß Personal- der Sachent-
Charta umschriebene E1. hinaus Wwel- scheidungen dann g  1g zustande kommen,
terentwickelt werden dürfte S1e soll 1U Wenn S1€e VO.  b elıner enrne:ı VO  5 Abstim-
N1IC. dahinter zurückfallen dürfen. menden bejaht, VO  b elıner Minderheit ber

abgelehnt werden.
F eute wird sowohl die Vorstellung, die'ukuyama, Das Ende der Geschichte, München
1() Vgl insbesondere das chlußdokument des Wıe- Mehrheit sSe1 prinzıplell ‚her als die Minder-
Nner KSZE-Folgetreffens (1986-1989), SC heit imstande, das Richtige erkennen der
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repräsentieren (die Wahrheit, den allge- stande bringen, insbesondere die Kom-
meılnen der anerkennungswürdigen Wiıllen promißsuche. S1e NSINA allerdings, zumiındest
der die tür eın besetzendes Amt geeigne- 1dealtypisch, ebenfalls e1inNn spezifisches OS
te Person), als uch das Argument, das OLIaAaUus die Bereitschafit, eıgene Ansprüche
Mehrheitsprinzip lasse sich schlüssiıg eNLWEe- zurückzustellen, Interessen geht;
der aus der Idee der Gleichheit oder A UuS der die Bereitschafit, die Begrenztheit der e1ge-
Idee der Freiheit ableiten, 1n rage gestellt. nen Sichtweise anzuerkennen, WE

Daß die Mehrheitsentscheidung durch die Überzeugungsangelegenheiten geht; Ww1e 1mMm
ermutun: ihrer Richtigkeit Anerkennung ‘all der Mehrheitsdemokratie die Fähigkeit
verdiene, sSel elınerseılts N1ıC schlüssiıg be- un:! den Willen, das Verbindende über das
gründbar, impliziere andererseits die Illegi- Trennende stellen, weil Ssonst DE eın Wau-

ziehen stattfindet!.ımıtät anderer Auffassungen und Sichtwel-
SeMN Wird für 1Nne Posıtion der Anspruch der Politische Entscheidungen mMuUussen schließ-
Vernünftigkeit erhoben, dann ind entgegen- liıch „nach bestem Wiıssen und (Gjew1lssen“ g_
stehende unvernünftig und verdienen er fällt werden. So kann INa  5 sich entschließen,
iıgnorlert der unter Umständen ga unter- die Befugnis dazu jenen übertragen, de-

N  > INa  - besondere Qualitäten des Wissensdrückt werden; die These stehe SOM1tT 1mM
Widerspruch dem für die Tfreiheitliche De- un: (jew1lssens zuschreibt, Iso iwa elıner
mokratie konstitutiven Prinzıp der legıtimen repräsentatıven Vertretungskörperschaft.
VielTfalt VO  > Posıtionen un: ProblemlösungSs- Das Mehrheitsprinzip ist Iso für die moder-
perspektiven. Was die Mehrheit beschließt, emokratie konstitutiv, ber keineswegs

alleinkonstitutiv.—SE deswegen nicht richtig der wahr, SOT71-

dern lediglich gültig‘"” C) Der Grundsatz der Gleichheit
Politik unterliegt Entscheidungsnötigungen, Daß die Gleichheit eın Wesenselement der
die „den Abbruch der Diskussion“ erforder- Demokratie 1st, geht schon AdUusSs der anfängli-lich machen. Das koppelt sS1e eınerseılts ah hen Begriffsgeschichte hervor, un!: bis heu-
VO. Wahrheitsvollzug; Politik bleibt daher te WwITd emokrTatie VOL allem als die politi-STEeis unabgeschlossen, angreifbar, verbesse- sche msetizung der Gleichheitsidee V1 -
rungsfähig, und die Minderheit hat die Aus- tanden In diesem Sınn hat INa  - „Demokra-sicht auft LECUE Chancen, aut veränderte tie  66 uch als ıne „linke“ politische Tendenz
Konstellationen. charakterisiert, wei1il S1e „mehr Gleichheit“
Im modernen demokratischen as ist die erstrebt, nämlich einen Fortschritt ın ich-
Mehrheitsentscheidung 1U  a elINes VO  ; meh- tung aufTt „die Herstellung gleicher Lebens-

Strukturelementen; gibt minde- bedingungen“; „rechten“ Strömungen wird
STens 1n der Gestalt der Menschenrechte demgegenüber attestiert, S1e wollten „das
estände, die der Verfügungsmacht der tatsächliche Ausmaß gesellschaftlicher
Mehrheit entzogen S1Nd. Vorkehrungen AA G'Gleichheit reduzieren der geringhalten613
Minderheitenschutz können den Begren- Iso ungleiche Lebensbedingungen tabılı-
zungen gehören. Überhaupt erfordert die s]leren.
„Mehrheitsdemokratie“ eın Ethos der g_ Eis geht ISO für der 1ne „Egalısie-
genseltigen Rücksichtnahme, der Achtung rung der Macht“, N1ıC T der „politi-
der Gruppen und Parteiungen voreinander schen“, sondern uch der „gesellschaftlı-
und der Bereitschaft Z  e Anerkennung der chen  “ un SOM1tT 1ne möglichst gleich-
Vorläufigkeit jeweiliger Entscheidungen und mäßige erteilung knapper (und er AL
ZAusgleich. einem Wert versehener‘‘) Güter"*
Die Rechtfertigung des Mehrheitsentscheids Gleichheit 1st allerdings nicht dasselbe w1e
leg her auft der ene der „Plausibilität” Identität; S1Ee kann daher Iımmer 1Ur 1n be-
untfier Bezugnahme auft bestimmte 1LUa-

12 Vgl Herder-Dorneich, Konkurrenz-tionsbedingungen. IDS g1bt uch andere Mög- emokratie Verhandlungsdemokratie, Stuttgartliıchkeiten, akzeptable Entscheidungen 1979; Lehner, Grenz_en des kKeglerens, Ön1g-
ste1ın,  Unus 1979

11 berreuter, Mehrheıiten und Mınderheiten ın 134 Pelınka, Dynamische emokratie Zur kon-
der parlamentarıschen Demokratie, 1n ers. kreten Utopı1e gesellschaftlicher Gleichheit, Aı

gart 197/4, 59S8.); anrheı STa Mehrheıit? München 1986,
14 Ebd 62 65
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stiımmten Beziehungen, ım Hinblick aut be- Wendung erhalten Sprache implizıert Mün-
digkeit und Verständigung S1e gibt demtiımmte Eigenschaften gegeben sSe1N. Wird

Gleichheit als politisches Prinzıp diskutiert, Menschen die Intention elıner herrschafts-
dann dreht sich der Streit darum, welche Kiıl- freien ommunikatıion VOL: Iso die Perspek-
genschaften der Beziehungen 1nNe leich- t1ve elıner gemeinsamen, auf wechselseitiger
der Ungleichbehandlung rechtfertigen. Anerkennung beruhenden Bemühung

das Einverständnis über die Wahrheit VO  }Der grundsätzliche Vorrang der Gleichheıit
VOL der Ungleichheit, der das moderne de- Behauptungen, die Geltungswürdigkeıit VO  5

mokratische Denken prä beruht offenbar Normen und die Wahrhaftigkeit VO  s Enthül-
aut der Idee der en Menschen ın gleicher lJungen innerer Erfahrung. Emanzıpatıon be-
Weise eigenen Menschenwürde. deutet 1n dieser Perspektive die Bemühung,

Emanzıpatıon als Herrschaftsabbau dieser Möglichkeit ZU  r Wirklichkeit VE -

helfen”; „mit jedem Akt ungeZWwungenNer„Emanzipation ” 1st Ww1e€e Gleichheit eın
Hauptwort der Demokratiediskussion der Verständigung, jedem Augenblick solidarı-

schen Zusammenlebens, gelingender Indivi-
etzten Jahrzehnte, und beide Begriffe kön- duierung und rettender Emanzipation“ wird
nNnenNn 7zueinander 1n ezu gesetzt werden: dieses Werk als Aufgabe vergegenwärtigt,Emanzıpatıon edeute die Befreiung elınes

WenNn N1C ga vorangebracht, und SE1-Menschen, elıner Gruppe der womöglich
der Menschheıit überhaupt A US eiınem Z LEL Verwirklichung wird weder „das revolu-

tionäre Selbstvertrauen“ noch „die theoreti-STAaN! der Unterdrückung, un! Unterdrük-
kungsverhältnisse schließen die Ungleich- sche Selbstgewißheit“ gefordert, die vordem

heit VO  S Unterdrückern und Unterdrückten die Geisteshaltung der Emanzıpationsan-
hänger kennzeichneten‘®.e1nNn Allerdings können uch anNnONYME

„Verhältnisse“ se1ın, VO.  a denen Menschen amı wIird die Emanzıpatıon als Abbau VO.  5

Unterdrückung Wal nicht unvermittelt aufsich emanzıpleren wollen (oder VO  ; denen
[11A.  b S1e emanzıpleren will), hne da ß dabei einen Prozeß der dialogischen, VO. gegensel-

er Achtung estimmten, auf das ahre,e1n Subjekt der Unterdrückung identifiziert
(‚uftfe und Authentische ausgehenden KOM-werden kann.

Das moderne Verständnis bezieht den Aus- munıkatıon bezogen; ber obwohl Habermas
die Erneuerung vormoderner Denkweisendruck her aut die Überwindung eiINeEeSs ZU=

standes rechtlicher der gesellschaftlicher ausdrücklich ablehnt, erg1bt sich die Mög-
lichkeit, uch Verständigung m1T der klassı-Benachteiligung 1 Hinblick aul an

Gruppen iwa die gewährte der erkämpf- schen Tradition des politischen Denkens 1n
Aussicht nehmen und den Sinngehaltte Gleichstellung der Juden der der Hrauen
VO. „Emanzipation“ 1n die Kontinulntät desder der heıter. DIie Idee der manzıpa-

tıon wurde VO  - den Marxısten und VO.  a den Rıngens die menschenwürdige Demokra-
tie und ihr angemessecNeS Verständnis 1NZU-„HNEHEN Linken“ m1% der Idee der umfassen-

den Demokratisierung verknüpft; die VCL- holen
mittelnde Vorstellung ist die der Negatıon Demokratische Prinzıpıenund des Abbaus VO.  5 Herrschaft. Nur unter un dıe chriıstlıche Kırche
besonderen Umständen ist Herrschaft recht-

Im folgenden kann 1U  — noch mi1t einıgen —mäßig, ZA UD Beispiel WEn S1Ee recCc  scTaat-
Llich-demokratisch verfabht ist nıgen stichwortartigen Hipweisen angedeu-
Emanzipationsverfechtern gilt diese Pos1- 15 1e| Habermas, Ykenntnis un! Interesse, 1n
t10Nn bereits als reaktionär. S1e verstehen 1mM ders., chnık un! Wissenschaft als „Ideologie
Grunde untier „Herrschaft“ den Gegenbe- Frankfurt/M. 1969, 48{1T1, 163; ders., Theorie des

kommunikatıven Handelns, LA Frankfurt/M.ST111 „Knechtschaf{t“, un: diese als den 1981
schlechthin menschenunwürdigen Zustand: 16 Habermas, ' orstudien un! Krgänzungen ZU.

T’heorıie des kommunıkatıven andelns, Tank-Herrschaft bedeutet Ausbeutung, ntier- M 1984, 4778 480 Vgl eb 489 9 Da er Be-
drückung, Sklaverei der das strukturelle T1 kommunikatıver ationalıtät nthält ıne
AÄquivalent dazu. utopische Perspektive  SA  » ber cdiese „erstreckt sich

N1C. aut cie konkrete (Gestalt eıNer vorbıldlichenAllerdings hat der Grundgedanke der Eman- Lebensfiform“ WOTaUsSs sıch Konsequenzen für das
zıpation VO.  b Jürgen Habermas 1ne NC UEC Freiheitsverständnis ergeben.
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tet werden, welche nregungen und Proble- übung ihrer Leitungsbefugnis ı1st kein 5  O0-
nach Meıinung des utors AdUuSs den 1I1- vernment OT the people*“. Gleichwohl g1ibt

stehenden Überlegungen 1n eliNer Dıiskussion Elemente des demokratıschen Verständnis-
über die Bedeutung demokratischer Prinzı- 565 politischer Instıitutionen, die uch 1mM
plıen, Haltungen un: Strukturelemente für 1C aut das kirchliche Leben VO.  s Belang
die Kirche aufgegriffen werden könnten. SINd. SO ıst uch das kirchliche Amt ben e1inNn
a) Eııne uch 11U.  — analoge Übertragung der Amt eın offic1um, eın Begrift nicht 1U  — VO  n

Idee der Volkssouveränität auTt den kirchli- Vollmachten, sondern VOL allem VO  . pflicht-
hen Bereich hat I1a  . STEeis als verfehlt be- gemäßen Aufgaben.
zeichnet un:! Nn1ıC hne Grund Die Ord- A Nas für die TIreiheitliche politische (Ord=
HUNG der ırche beruht nicht auTt der selbst- Nnung essentielle Strukturprinzip der (&O-
bestimmenden Willenseinigung ihrer N waltenteilung ıst 1n der hlerarchisch verfaß-
glieder; S1Ee ist MC VO  S untien nach oben, ten Kirche nicht institutionalisiert. er-

dings wIird der Leıitungsdienst des „HMırten-sondern VO  > ben nach unten“ gegründet
worden. Trotzdem kann INa  —_ daraus keines- amtes“ VO.( 1983 1ın die drei dem taatlıi-
wegs dıe Irrelevanz demokratischer Sinnge- hen Recht entsprechenden Bereiche der IDe-
halte für das kirchliche Leben ableiten. gislative, der Exekutive und der Jurisdiktion

iıngegen kann der Blick auf Struktur- aufgegliedert. Indessen muß 11a9a  > bedenken,
daß 1n der modernen rechtsstaatlichen 1Dprinzıplen der TIreiheitlich-rechtsstaatlichen

Ordnung elner anzen Reihe V“DO'  S Denk- mokratie War die Unabhängigkeit der G@e-
richte, keineswegs ber uch 1ne ewalten-anstößhen Anlaß geben trennung zwischen Legislative un! Exekuti-Nachdem das Il atıkanum die iırche qals

lk (‚ottes bezeichnet un! die Personwürde gangıg 1St; 1m parlamentarischen egle-
rungssystem leg die Willensbildung heutedes Menschen hervorgehoben hatte, War

N1ıC. erstaunlich, da l darauthin die rage weitgehend 1n den Händen der ehrheit,
nach Grundrechten der Christen ın der KIr- und diese WwIrd eindeutig VO  S der Keglerung

„geführt“. Der des Prinzıps des „control-che ebhaft erörtert wurde. Eın ührendes
Standardwerk Z Kirchenrecht meınt da- led government“ willen nötıgen Begrenzung

„Selbstverständlich ind die Rechte des un! Kontrolle der demokratischen Herr-

einzelnen, die sich aus der Würde der schaftsmacht dienen uch das legitime
menschlichen Person ergeben, als VOLZBCSE>- Wiıirken elıNer UOppositlion, der Pluralismus

VO  5 organıslerten Interessen- un! Überzeu-bene Normen der Schöpfungsordnung uch : E N A a DA
1M Bereich der Kirche beachten“, und gungsgruppen und die Artikulation eliner O1-
darüber hinaus gebe spezifisch „Kkirchli- fentlichen Meıinung. nNnwlıeweılt solche Phä-

OTINelTe und Einrıchtungen uch 1m kırchli-che Grundrechte“, die dem einzelnen Christ-
gläubigen zukommen, auf Girund der ‚durch hen Leben 1ne posıtıve Au{fgabe erfüllen

der gerechtfertigten Erfordernissen ech-die Wiedergeburt der Taufe gewirkten Eın-
Nnung tragen, waäare eın Thema ÜUr'sich.gliederung Christus un! der Zugehörig-

keit selıner Kirche als 'olk Gottes“ un! Kür relig1öse Orden S1e das Kirchenrecht
VOTL, daß neben den Oberen eıiınen Beıiratdies Se1 > uch wWenn keinen Grundrech-

tekatalog 1mM kirchlichen Gesetzbuch gibt‘” g1bt, dessen Rat (consilium) der Zustim-
Probleme der Grundrechte-Sicherung Mung (consensus) el bestimmten Angele-

genheıiten einzuholen 1sStwerden wohl weıiterhin uch eın innerkirch-
Liches Thema bleiben. C) Mıt dem Hen gegebenen 1nwels auf kol-

legiale Strukturen iıst uch schon die ele-Eıne nwendung VO  S rundgedanken der
Volksrepräsentation auft die iırche aqals sol- Vanz der Mehrheitsregel angesprochen. Es
che liegt N1ıC nahe. Die äger des kirchli- g1ibt se1t langem uch 1n der Kirche Mehr-
hen Amtes tragen ihre Verantwortung nicht heitsentscheidungen; die Geschäftsordnung
als Kepräsentanten des Volkes, un:! die AS- des UB Vatiıkanums hat solche 9a für die

Annahme VO  = Konzilsdokumenten vorgese-
Wr Kaztser, DIie rechtliche Stellung der Chmst-
gläubigen, ın 25 t‘iller Schmitz

hen TStT recC 1st die Bestellung VO  } Amts-
(Hrsg.) andbuc. des katholischen Kirchenrechts, trägern durch Wahl mi1t dem Erfordernis der
Kegensburg 1983, Stimmenmehrheit üblich. Insofern waäare die
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Zuerkennung erweıterter Mitbestimmungs- Im übrigen gehört ZAU  E christlichen „T’heopo-
rechte das 'olk ottes ın Angelegenhei- Litie  .6 nıcht 1U  S dlje Negatıon der unterdrük-
ten der Amterbesetzung keineswegs „revolu- kenden „Fremdbestimmung“‘, sondern
HODA , und ebenso 1ne rweılterung der gleich die UOptimlerung der AD Ihre
Vorkehrungen ZU.  — Verpflichtung VO:  ; Amts- KForm ist die Solidarıtät kraft der el  aDe
Lragern, 1ın Angelegenheiten der Amtsaus- der unendlichen Liıebe 551e erfordert un El —

führung das (Mehrheits-) Votum VO  5 Bera- möglicht den Prozeß der sol1idarıschen und
tungsgremien einzuholen. aut Solidarıtät ausgehenden Kommunıka-

tıon, dab der dialogisch-kommunikativeWas sodann die Gleichheit betrifft, mMu.
1908218  - wohl zuerst daran erinnern, daß hier eın Charakter des Umgangs der Gläubigen m1L-

genu1in christlicher Gedanke ın der Politik einander eın Zeugn1s des aubens un! der
Liebe ist DiIie Solidarıtät und die unterdrük-wirksam wurde. Allerdings gab elınerselts

schon 1n der vorchristlichen eıt Ideen elıner kungs{iIreie Kommunikatıion ollten als Zeug-
naturrechtlichen CGleichheit aller Menschen, nNn1ıSsS des Glaubens auch ein Zeichen für diıe

namentlich 1n der stolschen Philosophie ‚W - se1n, das erfahrbar werden läßt, W as

(kraft der el  aDe aller Menschen 1.L6= Menschenwürde uch 1n der politischen
Sphäre bedeutet So würde War N1C dieg0S); andererselts bedeutete die „Gleichheit

VOTLT Gott“ keineswegs DeCL schon politische Form, ber der £E1S der emokratie 1mMm (7@e-
der sozlale Gleichberechtigung, sondern meilinwesen vergegenwärtigt werden, und
her die existentielle Irrelevanz der atsäch- dies waäare vielleicht N1C der geringste dia-
lichen Ungleichheit. konische Beılıtrag der iırche ZU. Zusam-
Im katholischen Bereich hat das Kirchenver- menleben.
ständnis des UB Vatikanums 1m Zeichen der
Begriffe „Volk Gottes“ und „Communi10o“
dem Gedanken der Gileichheit gröheres (5@-
W1C gegeben: der Gedanke der geme1nsa-
[Nen Teilhabe aller Christen der propheti- Evelyne Dominıca engesschen, priesterlichen und diakonischen A
gabe des Priestertums er Gläubigen wird Aequalıtas era quoa diıgnıtatem
betont, die Kluft zwischen Lalen und Kler1- eit actiıonem
kern relatıv herabstilisier un:! m1t der Hen krwägungen Z Rechtsstellung

VOo „sensus“ und „COMNSCHNSUS fidelium“ der au a der Kırche
ine dialogische usübung des Lehramtes
legitimiert, MOLZ des hierarchischen Charak- Die fundaméntale Gleichheit er Glaäub2-
ters der „Communi1o“. qgen, Iso er getauften Frauen und Mäünner,
Das bedeutet Die Kirche kann dem Gleich- ıst ım ( dargelegt, un wurde
heitsprinzip prinzipiell gröheres Gewicht ınsgesamt dıe Rechtsstellung der Frau CT-
un:! breiteren Raum geben, als das iın den heblıch verbessert. Unverständlich ınd aber,
vergangenen Jahrhunderten der 'q|] Wa  = neben dem Ausschluß der Frau vDO Lektorat
Grundsätzlich dürfte ın Anbetracht der un Akolythat, dıe dıe Nonnen betreffenden

redgenulın biblischen un! theologischen Digni- Ungleichheiten ım Verbandsrecht
LAT des Gleichheitsgedankens kaum ZW1N-
gende Gründe dafür geben, 1mM kirchlichen Die rage der Rechtsstellung der HFrau ın der
Bereich Ungleichheit welter- und tieferge- katholischen Kirche gehört den Themen,hend rechtfertigen als 1mM weltlichen die nicht 1U  a VO  a der Kanonistik 1immer Ww1e-
e) Was schließlich den Problemkomplex der der aufgegriffen werden. Die eutschen B1-
Herrschaft un:! ihrer tendenziellen Über- schöfe beschäftigten sıch 19831 mıiıt „  agen
windung anlangt, 1st zunächst nochmals der Stellung der Frau 1n Kirche un! Gesell-

den Topos VO Dienstcharakter des schaft‘“. DiIie s1iebte ordentliche Bischofssyn-
kırchlichen Leı:tungsamtes erinnern. Die
„Nova Lex  66 bedeutet die Negatıon VO.  m} Dıie Deutschen 1SCHNOTe Z Fragen der Stellung

der KFrau 1n TC un! Gesellschaft, VO. D Sep-Herrschaft als Unterdrückung und die SNa- tember 1981, Druckschriftenreihe hrsg eut-
denhafte Eröffnung VO.  w TEeE1INEN schen Bischoiskon{ferenz, Bonn 1981
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